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Aktionsplan wird in Angriff genommen
Stadtrat nimmt Schulentwicklungsplan zur Kenntnis und beschließt den nächsten Umsetzungsschritt

nachdem der neue Schulentwick-
lungsplan ende november 2022 vor-
gestellt worden war und sich ein 
Workshop im Januar mit der umset-
zung befasst hatte, läutete der Stadt-
rat nun die nächste etappe ein: er 
nahm das Konzept zur Kenntnis und 
beauftragte die Verwaltung, auf Basis 
der in dem Plan enthaltenen hand-
lungsempfehlungen einen aktions-
plan zu erstellen. Zur umsetzung soll 
auch eine ämterübergreifende Orga-
nisationsstruktur entstehen. In der 
Debatte mahnten Sprecher mehrerer 
Fraktionen neben genereller Zustim-
mung auch nachbesserungen an. 

Von Petra Lohse

CDU-Sprecherin Dr. Elisabeth Tressel 
monierte, dass die aktuelle Raumnot 
bei einigen Schulen sowie die Verzö-
gerungen bei den Fachklassen-Sanie-
rungen  fehlen  würden.  Zu  diesen  
Punkten sagte Bürgermeisterin und 
Schuldezernentin Elvira Garbes eine 
aktuelle Information in der nächsten 
Sitzung des Schulträgerausschusses 
am 21. Juni zu. Carola Siemon (SPD) 
kritisierte, dass die Berufsbildenden 
Schulen in der jetzigen Fassung des 
Konzepts zu kurz kommen würden. 
Gleichzeitig gebe es viele neue Her-
ausforderungen: So hätten kürzlich 
mehrere Grundschulen eine Debatte 
über eine Änderung der Bezirksgren-
zen angeregt. 

ausschuss mehr einbinden

Theresia  Görgen (Linke)  kritisierte, 
dass die Horte in der ursprünglichen 
Fassung des Plans nicht einbezogen 
worden seien. Hier habe es aber, wie 
auch  in  anderen  Punkten,  schon  
Fortschritte durch den Workshop im 
Januar gegeben. Joachim Gilles (FDP) 
wies ergänzend darauf hin, dass auch 
die aktuell sehr hohen Anmeldezah-
len bei den Trierer Gymnasien stär-
ker berücksichtigt werden müssten. 
Daher dürfe auch eine Debatte über 
einen möglichen neuen Gymnasial-

standort kein Tabu mehr sein. Gefor-
dert  wurde  außerdem,  dass  der  
Schulträgerausschuss  noch  stärker  
seiner  Lenkungs-  und  Steuerungs-
funktion bei  der konkreten Umset-
zung des Plans gerecht werden soll. 

Knapp zweijähriger Prozess

Der Ende November 2022 vorgestellte 
Plan war in einem knapp zweijährigen 
Prozess entstanden, in den neben den 
Schulexperten  der  Fraktionen  viele  
weitere Akteure eingebunden waren, 
darunter Elternvertreter, Schulleitun-
gen sowie Kinder und Jugendliche. Eine 
wichtige Rolle spielte dabei der externe 
Berater  Stefan  Niemann  vom  Büro  
„Sicht.weise“, der bei der Vorstellung 

des Leitfadens in  einer  Pressekonfe-
renz im November und im Schulträger-
ausschuss Rede und Antwort stand. 

Eine möglichst breite Transparenz 
des gesamten Prozesses ist ein wichti-
ges  Anliegen  des  Papiers  und  nach 
Einschätzung von Niemann eine be-
sondere Qualität. So werden die zahl-
reichen in dem Beteiligungsprozess 
geäußerten  Vorschläge  dokumen-
tiert. Es wird nachvollziehbar, welche 
es in die 28 Handlungsempfehlungen 
geschafft haben und wo es noch Hür-
den gibt. In dem Konzept werden vier 
große Zukunftsthemen benannt: ganz-
tägige Bildung, urbaner Bildungsraum, 
Vielfalt  und  Sozialraum  sowie  „Bil-
dungsstadt von morgen“. Die 28 Hand-
lungsempfehlungen zeigen die ganze 

Bandbreite, mit der sich die städtische 
Schulpolitik auseinandersetzten muss. 
Das gilt nicht zuletzt für den baulichen 
Zustand der Schulen und mögliche Er-
weiterungen. Gefordert werden aber 
auch  eine  optimierung  der  Bezirks-
grenzen, eine Steigerung der „Schulbe-
zirkstreue“, Standards für barrierefreie 
Gebäude, eine Bestandsaufnahme zur 
Verkehrssicherheit rund um die Schu-
len sowie die Absicherung des Rechts-
anspruchs auf Ganztagsbetreuung.

Weitere Prüfaufträge befassen sich 
mit der Nutzung der Schulgebäude für 
Ferienprogramme und andere Ange-
bote, der Raumsituation der Berufsbil-
denden  Schulen,  dem  Ausbau  von  
Schulgärten, oder Verbesserungen bei 
der Mittagsverpflegung.  

Bildungszentrum. In Trier gibt es insgesamt 48 Schulen, davon 37 in städtischer Trägerschaft, wie die Keune- und die 
Ambrosiusgrundschule (oben, v. l.). Vor allem die Gymnasien, darunter das MPG (unten), machen Trier zu einem Bil-
dungszentrum, das auch viele Kinder und Jugendliche aus dem Umland nutzen.  Fotos: Amt für Schulen und Sport

Der  Stadtrat  beschloss  einstimmig,  
das Förderprogramm „Jobfux“ für Ju-
gendliche an Berufsbildenden Schulen 
im Rahmen des Europäischen Sozial-
fonds (ESF) bis Ende 2027 fortzuset-
zen. An den Kosten von knapp 240.900 
Euro beteiligt sich die Stadt mit gut 
48.000 Euro. Hauptziel ist, Jugendliche 
beim Übergang von der Schule zum 
Beruf zielgerichtet und individuell zu 
unterstützen. Der Fokus liegt vor allem 
auf der frühzeitigen Erarbeitung realis-
tischer Berufsperspektiven sowie kon-
kreten Schritten zur Vermittlung in ei-
ne  Ausbildung.  Dabei  werden  eine  
theoretische und praktische Berufso-
rientierung sowie eine sozialpädagogi-
sche Betreuung eng verzahnt. 

Das  2022  gestartete  Förderpro-
gramm hatte nach Einschätzung des 
Jugendamts einen erfolgreichen Start. 
Im ersten Halbjahr konnten 42 junge 
Menschen erreicht werden. Sie wur-
den in 416 Beratungsgesprächen un-
terstützt. Dabei ging es in 160 Termi-
nen um die Akquise eines Praktikums. 
Weiterer Schwerpunkt war die allge-
meine Beratung zur  Berufsorientie-
rung. Die bei dem „Jobfux“-Programm 
tätigen Fachkräfte haben ein eigenes 
Büro in den Berufsbildenden Schulen 
und bieten feste Sprechzeiten an.  red

Weitere Förderung 
zum Berufseinstieg

Ausbildungsoffensive 
für städtische Kitas

Die marode Kindertagesstätte St. Am-
brosius in Trier-Nord wird durch einen 
Neubau ersetzt. Dieser einstimmige 
Beschluss  des  Stadtrats  bedeutet  
gleichzeitig einen Trägerwechsel: Bis-
her liegt die Bauträgerschaft der Kita 
bei der katholischen Kirchengemein-
de St. Ambrosius. Nun plant aber das 
Bistum Trier  eine  Profanierung  des  
Kirchengebäudes.  Vorgesehen  ist,  
dass die Stadt den Kita-Neubau nach 
der Fertigstellung durch einen Bauträ-
ger zunächst  für  20 Jahre anmietet 
und die Trägerschaft übernimmt. Be-
treiber soll auch künftig die kirchliche 

Kita gGmbH bleiben.  Die jährlichen 
Kosten für die Anmietung sind mit zu-
nächst rund 218.500 Euro kalkuliert.

ausweichlösung in Jägerkaserne

Als Übergangslösung zwischen dem 
Abriss  des  jetzigen  Gebäudes,  der  
dem Ende 2023 beginnen soll,  und 
der Fertigstellung des Neubaus sol-
len die Kita-Gruppen in das Gebäude 
2 der früheren Jägerkaserne wech-
seln. Daher enthält die vom Stadtrat 
verabschiedete  Beschlussvorlage  
auch den Passus, dass die Stadtver-

waltung dazu eine Vereinbarung mit 
der EGP trifft,  die das Gelände der 
Jägerkaserne umgestaltet. In den da-
für vorgesehenen Räumen der Kaser-
ne waren bereits schon vier Kinder-
tageseinrichtungen übergangsweise 
untergebracht. Wenn alles läuft wie 
geplant, könnte das neue Gebäude in 
Trier-Nord  ab  2026  zur  Verfügung  
stehen. 

gebäude knapp 50 Jahre alt

Die Kita war 1974 errichtet und 1991 
erweitert worden. Sie ist bislang zu-
sammen  mit  dem  Pfarrheim  in  ei-
nem Gebäude untergebracht.  Der-
zeit gibt es in der Kita acht Plätze für 
Kleinkinder unter zwei Jahren und 72 
für die Altersgruppe bis sechs Jahre. 
Das  Konzept  des  Neubau sieht  ein 
Gebäude mit vier Stockwerken vor, 
von denen das Erdgeschoss komplett 
und die erste Etage teilweise durch 
die Kita genutzt werden. Durch den 
Neubau wird das Angebot der Kin-
dertageseinrichtung um 45 Plätze für 
Vorschulkinder erweitert. In den an-
deren  Teilen  des  Gebäudes  sollen  
Wohnungen entstehen. Der Neubau 
soll in Holzhybrid-Bauweise errichtet 
und  von  der  Ambrosiusstraße  aus  
barrierefrei erschlossen werden. Zu-
dem ist an der Südost-Fassade des 
Gebäudes ein eigener überdachter 
Eingang vorgesehen.  pe

Mitten im Viertel. Der Eingang zu dem Gebäudekomplex, der unter anderem 
die Kita umfasst, liegt in der Ambrosiusstraße im Zentrum von Trier-Nord, 
Links ist die Kirche St. Ambrosius zu sehen und auf der anderen Seite des 
Grundstücks grenzt das Bürgerhaus Trier-Nord an.  Foto: Presseamt/pe

Neubau könnte Ende 2026 stehen
Marode Kita St. Ambrosius in Trier-Nord wird abgerissen

Drei E-Maschinen für  
die Straßenreinigung

Große Mehrheit für geänderte Vorlage

Wohnungsbau in Olewig 

Im Streit um die Beschaffung neuer 
Kehrmaschinen für die Straßenreini-
gung  gab  es  im Stadtrat  eine  Eini-
gung: Von den insgesamt zehn Fahr-
zeugen,  die  für  die  nächsten  vier  
Jahre geleast werden, sollen drei ei-
nen Elektro-Antrieb haben. Noch im 
März  hatte  der  Stadtrat  mit  den  
Stimmen des Ampelbündnisses, der 
Linken und der „Fraktion“ eine Vor-
lage  der  Verwaltung  abgelehnt,  in 
der  ausschließlich  Kehrmaschinen 
mit Verbrennungsmotor vorgesehen 
waren. Die jetzt zu bestellenden Ma-
schinen  gehören  zur  3,5-Tonnen- 
Klasse  und  können  auch  für  den  
Winterdienst umgerüstet werden.

Der  Stadtrat  stimmte  der  neuen  
Vorlage mit großer Mehrheit zu. Fünf 
Nein-Stimmen kamen von dem par-
teilosen Ratsmitglied Dr. Ingrid Moritz 
und der AfD. Zur Begründung verwies 
Fraktionschef Michael Frisch auf die 
Mehrkosten  durch  das  Leasing  der  
Elektrofahrzeuge, die sich laut Vorlage 
in  den  vier  Jahren  auf  insgesamt  
360.000 Euro belaufen. Sabine Mock 
(SPD) führte demgegenüber die deut-
lich  geringeren  Betriebskosten  der  
E-Maschinen ins Feld, die in dem Be-
schlusstext leider nicht aufgeführt sei-
en. Bei einem Testbetrieb in Freiburg 
habe sich eine Ersparnis von über 80 
Prozent ergeben. kig

Bei sieben Enthaltungen und keiner 
Gegenstimme  gab  der  Stadtrat  
Grünes Licht für die Aufstellung und 
öffentliche  Auslegung  des  Bebau-
ungsplans  BoL  29  (Caspar-olevian-  
Straße).  Er  schafft  den  rechtlichen  
Rahmen zur Errichtung eines dreige-
schossigen  Mehrfamilienhauses  als  
Ersatz für den seit Jahren leerstehen-
den Supermarkt in der Caspar-olevi-
an-Straße. Um den Mindestanteil an 
öffentlich geförderten Mietwohnun-
gen von 33 Prozent  zu sichern,  soll  

eine gesonderte vertragliche Verein-
barung zwischen der Stadt und dem 
Investor getroffen werden. Zusätzlich 
wird in dem Vertragswerk ein 25-pro-
zentiger  Anteil  von  barrierefreien  
Mietwohnungen festgelegt.  Die Zu-
fahrt zu den oberirdischen und den in 
das Gebäude integrierten Stellplätzen 
erfolgt von der St.-Anna-Straße. Zur 
Umsetzung des Vorhabens ist die Ver-
setzung des Wertstoffcontainers auf 
die gegenüberliegende Straßenseite 
erforderlich.  kig

Auf  Basis  eines  CDU-Antrags  sowie  
von Alternativanträgen der Ampel und 
der Linken hat der Stadtrat einstimmig 
mehrere Schritte beschlossen, um den 
Fachkräftemangel in Kitas zumindest 
etwas abzumildern. So soll es künftig 
möglich sein, auch mehr als eine Aus-
bildungsstelle für Erzieherinnen und 
Erzieher in den sechs städtischen Kitas 
zu schaffen. Die nötigen Gelder sollen 
sukzessive zusätzlich im Haushalt des 
Dezernats II  eingeplant werden. Zu-
dem soll geprüft werden, ob eine Aus-
bildungsoffensive für die Kitas durch 
Werbe-Kampagnen an Schulen gestar-
tet werden kann. Dabei soll auch ver-
stärkt auf die option von Praktika und 
Schnuppertagen  aufmerksam  ge-
macht werden.  red
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